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5.

6. Im Rahmen des Notifizierungsverfahrens gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 über ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft notifizierten die
italienischen Behörden der Kommission den Entwurf eines Beschlusses zur Änderung der Verordnung zum Schutz des
Urheberrechts in elektronischen Kommunikationsnetzen und zu Umsetzungsverfahren gemäß des Gesetzdekrets Nr. 70
vom 9. April 2003“ (im Folgenden „notifizierter Entwurf“), der durch den Beschluss Nr. 47/25/CONS der Behörde für
Kommunikationsgarantien (AGCOM) der öffentlichen Konsultation unterliegt.
Der notifizierte Entwurf stellt Anhang A des Beschlusses 47/25/CONS dar und wird von Anhang B, der den konsolidierten
Wortlaut der Verordnung zum Schutz des Urheberrechts in elektronischen Kommunikationsnetzen und zu
Umsetzungsverfahren gemäß des Gesetzdekrets Nr. 70 vom 9. April 2003 darstellt, und Anhang C, der die Vorkehrungen
für die öffentliche Konsultation darstellt, begleitet. Die Verweise in den nachstehenden Fragen basieren auf dem
notifizierten Entwurf, wie er in Anhang B des Beschlusses 47/25/CONS enthalten ist.
***
Um den Dienststellen der Kommission den Abschluss ihrer Prüfung gemäß den einschlägigen Bestimmungen des EU-
Rechts zu ermöglichen, werden die italienischen Behörden gebeten, das nachstehende Ersuchen um ergänzende
Informationen zu beantworten:
1. Die Dienststellen der Kommission begrüßen alle Erläuterungen zu den Verpflichtungen der Diensteanbieter im
Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2022/2065 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der
Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste), die sich aus dem notifizierten Entwurf ergeben würden.
2. Die italienischen Behörden werden gebeten, zu klären, ob sie der Auffassung sind, dass die Artikel 8, 8a, 9a und 10 von
Anhang B des notifizierten Entwurfs:
i) nach nationalem Recht als Rechtsgrundlage für den Erlass von Anordnungen zum Vorgehen gegen illegale Inhalte
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gemäß Artikel 9 des Gesetzes über digitale Dienste dienen; und
ii) ob es sich bei den auf der Grundlage dieser Artikel erlassenen Anordnungen und Verfügungen um Anordnungen zur
Entfernung illegaler Inhalte nach Artikel 9 des Gesetzes über digitale Dienste dienen handelt.
3. Falls dies der Fall ist, werden die italienischen Behörden gebeten, zu klären, ob die gemäß Anhang B Artikel 8, 8a, 9a
und 10 des notifizierten Entwurfs zu erlassenden Anordnungen und Verfügungen die in Artikel 9 Absatz 2 des Gesetzes
über digitale Dienste aufgeführten Mindestanforderungen erfüllen und wie mit dem notifizierten Entwurf sichergestellt
wird, dass die übrigen Anforderungen von Artikel 9 erfüllt werden.
4. Die italienischen Behörden werden gebeten, das Zusammenspiel von Artikel 8 Absatz 5 des Anhangs B des
notifizierten Entwurfs zu erläutern, der dem Diensteanbieter die Verpflichtung auferlegen würde, den Nutzer des Dienstes
mit der maximalen Harmonisierungswirkung des Gesetzes über digitale Dienste umzuleiten.
5. Die italienischen Behörden werden gebeten, das Zusammenspiel zwischen den Artikeln 8, 8a, 9a und 10 des
Anhangs B des notifizierten Entwurfs und dem Erwägungsgrund 27 des Gesetzes über digitale Dienste und der Charta,
insbesondere dem Grundrecht auf Meinungs- und Informationsfreiheit, zu klären, da die Entfernung rechtsverletzender
Inhalte auch auf der Ebene der Anbieter von Hosting- und reinen Verbindungsdiensten erfolgen kann. Insbesondere
werden die italienischen Behörden gebeten, Informationen über die Rechtsbehelfsmechanismen vorzulegen, die den
Nutzern zur Verfügung stehen.
6. Die italienischen Behörden werden gebeten, weitere Informationen über das Zusammenspiel zwischen den Artikeln 8,
8a, 9a und 10 des Anhangs B des notifizierten Entwurfs und dem Artikel 8 des Gesetzes über digitale Dienste,
insbesondere in Bezug auf vorbeugende Maßnahmen, vorzulegen.
7. Die italienischen Behörden werden gebeten, ihre Stellungnahme dazu abzugeben, wie der notifizierte Entwurf Artikel 4
Absatz 3 des Gesetzes über digitale Dienste in Verbindung mit Artikel 9 Absatz 1 des Gesetzes über digitale Dienste
berücksichtigt.
8. Die italienischen Behörden werden gebeten, zu erläutern, in welchem Umfang und auf welche Weise die Behörde für
Kommunikationsgarantien die von den befugten Stellen gemäß Anhang B Artikel 10 Absatz 4 des notifizierten Entwurfs
vorgelegten Bewertungen und Unterlagen in Bezug auf die gemeldeten Domänennamen und IP-Adressen überprüft, die
den Berichten zufolge hauptsächlich dazu bestimmt sind, das Urheberrecht oder verwandte Schutzrechte zu verletzen.
Insbesondere wird um Klarstellung gebeten, welche Art von Überprüfungen von der Behörde für
Kommunikationsgarantien nach Anhang B Artikel 10 Absatz 5 des notifizierten Entwurfs durchzuführen sind,
einschließlich der Frage, ob personenbezogene Daten verarbeitet werden, und wie der Prozess in der Praxis im
Zusammenhang mit dem automatisierten Betrieb der Piracy-Shield-Plattform funktioniert.
9. Die italienischen Behörden werden gebeten, klarzustellen, welche Parteien die Piracy-Shield-Plattform nutzen können
und nach welchen Kriterien ihnen Zugang gewährt wird.
10. Die italienischen Behörden werden gebeten, den Grund für den sechsmonatigen Zeitrahmen zu erläutern, der vor der
Freigabe von blockierten IP-Adressen gilt, wie in Anhang B Artikel 10 Absatz 11 des notifizierten Entwurfs vorgesehen.
Die italienischen Behörden werden gebeten, ihre Antwort bis zum 14. April 2025 zu übermitteln.
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